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Erklärung der Kommission 

zu Finanzsicherheiten für die Durchführungsstelle von PRIMA 

 

1. Für die PRIMA-Initiative gilt Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer vi der Haushaltsordnung 

der EU, worin festgelegt ist, dass die Kommission die Ausführung des Haushaltsplans der 

Union einer privatrechtlichen Einrichtung übertragen kann, die im öffentlichen Auftrag tätig 

wird (Durchführungsstelle). Eine solche Einrichtung muss ausreichende Finanzsicherheiten 

bieten. 

2. Um eine wirtschaftliche Haushaltsführung im Bereich der EU-Mittel zu gewährleisten, sollten 

diese Sicherheiten sämtliche Forderungen – ohne Einschränkung des Anwendungsbereichs 

oder der Beträge – der Union gegenüber der Durchführungsstelle abdecken, die sich aus den 

in der Übertragungsvereinbarung festgelegten Durchführungsaufgaben ergeben. Die 

Kommission erwartet in der Regel, dass die Garantiegeber die gesamtschuldnerische Haftung 

für die Außenstände der Durchführungsstelle übernehmen. 
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3. Auf der Grundlage einer eingehenden Risikobewertung, insbesondere wenn das Ergebnis der 

gemäß Artikel 61 der Haushaltsordnung für die Durchführungsstelle vorgenommenen Ex-

ante-Punktebewertung als angemessen betrachtet wird, sieht der für PRIMA zuständige 

Anweisungsbefugte der Kommission jedoch Folgendes vor: 

 Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit können die von der 

Durchführungsstelle verlangten Finanzsicherheiten auf den Höchstbetrag der 

Unionsbeteiligung begrenzt werden. 

 Dementsprechend kann der einzelne Garantiegeber entsprechend seinem Beitrag zu 

PRIMA anteilig haften. 

Die Garantiegeber können sich in ihren jeweiligen Schreiben zur Haftungserklärung darauf 

verständigen, wie sie dieser Haftung im Einzelnen nachkommen werden. 
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